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BUNDESGESETZBLATT

FUR DIE REPUBLIK OSTERREICH

Jahrgang 2017 Ausgegeben am 20. September 2017 Teil 11

255. Verordnung: Anderung der Eigentiimerkontrollverordnung 2016

255.  Verordnung der Finanzmarktaufsichtsbehérde (FMA), mit der die
Eigentimerkontrollverordnung 2016 gedndert wird

Auf Grund des 8 20b Abs. 3 des Bankwesengesetzes — BWG, BGBI. Nr. 532/1993, zuletzt gedndert
durch das Bundesgesetz BGBI. | Nr. 107/2017, des § 26 Abs. 3 des Versicherungsaufsichtsgesetzes 2016
— VAG 2016, BGBI. I. Nr. 34/2015, zuletzt ge&ndert durch das Bundesgesetz BGBI. | Nr. 107/2017, des
88 Abs. 1 des E-Geldgesetzes 2010, BGBI. I Nr. 107/2010, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. | Nr. 107/2017 sowie

1. hinsichtlich Artikel 1 auf Grund des & 11b Abs. 3 des Wertpapieraufsichtsgesetzes 2007 —
WAG 2007, BGBI. I Nr.60/2007, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. |
Nr. 118/2016, und

2. hinsichtlich Artikel 2 auf Grund des §16 Abs.3 des Wertpapieraufsichtsgesetzes 2018 —
WAG 2018, BGBI. I Nr. 107/2017,

wird verordnet:

Die Eigentumerkontrollverordnung 2016 — EKV 2016, BGBI. Il Nr. 425/2015, wird wie folgt
geéndert:

Artikel 1

1.In8§1und § 2 Z 1 wird der Verweis ,,§ 8 Abs. 1 E-Geldgesetz 2010 in Verbindung mit § 20 Abs. 1 und
2 BWG* jeweils mit ,,§ 8 Abs. 1 E-Geldgesetz 2010 ersetzt.

2.In 82 Z 2 wird der Verweis ,,§ 8 Abs. 1 E-Geldgesetz 2010 in Verbindung mit § 20 Abs. 1 oder 2
BWG“ mit ,,§ 8 Abs. 1 E-Geldgesetz 2010 ersetzt.

3. Dem § 2 werden folgende Z 6 bis 8 angefligt:

,,0. 5, Trust®: die von einer Person (dem Begriinder) durch Rechtsgeschift unter Lebenden oder durch
letztwillige Verfugung geschaffene Rechtsbeziehung, bei der Vermdgen zugunsten eines
Begiinstigten oder flr einen bestimmten Zweck der Aufsicht eines Trustees unterstellt wird,
wobei der Trust selbst auch rechtsfahig sein kann. Ein Trust hat folgende Eigenschaften:

a) das Vermogen des Trusts stellt ein getrenntes Sondervermégen dar und ist nicht Bestandteil
des personlichen Vermdgens des Trustees;

b) die Rechte in Bezug auf das Vermdgen des Trusts lauten auf den Namen des Trustees oder auf
den einer anderen Person in Vertretung des Trustees;

c) der Trustee hat die Befugnis und die Verpflichtung, Gber die er Rechenschaft abzulegen hat,
das Vermdgen in Ubereinstimmung mit den Trustbestimmungen und den ihm durch das Recht
auferlegten besonderen Verpflichtungen zu verwalten, zu verwenden oder dariiber zu
verfugen.

Die Tatsache, dass sich der Begriinder bestimmte Rechte und Befugnisse vorbehalt oder dass der

Trustee selbst Rechte als Begunstigter hat, steht dem Bestehen eines Trusts nicht

notwendigerweise entgegen.

7. ,,Gruppe“: eine Gruppe bestehend aus zwei oder mehr Unternehmen,

a) bei denen es sich um verbundene Unternehmen im Sinne des § 189a Z 8 UGB oder § 15 AktG
handelt,
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b) die in einen verpflichtend zu erstellenden oder freiwillig erstellten Konzernabschluss
einzubeziehen sind oder einbezogen werden, oder

c) die einer gemeinsamen konsolidierenden Beaufsichtigung durch Behorden in Mitgliedstaaten
oder Drittstaaten unterliegen, die fir die Beaufsichtigung von Kreditinstituten, Versicherungs-
oder Rickversicherungsunternehmen, Zahlungsinstituten, E-Geld-Instituten,
Wertpapierfirmen, sonstigen Finanzinstituten oder der Finanzmarkte zustandig sind.

8. ,,Wirtschaftlicher Eigentiimer: alle natiirlichen Personen, in deren Eigentum oder unter deren
Kontrolle ein Rechtstrager letztlich steht, hierzu gehdrt zumindest folgender Personenkreis:

a) bei Gesellschaften:

aa) alle naturlichen Personen, die direkt oder indirekt einen ausreichenden Anteil von Aktien
oder Stimmrechten (einschlielich in Form von Inhaberaktien) halten, ausreichend an der
Gesellschaft beteiligt sind (einschlieBlich in Form eines Geschafts- oder Kapitalanteils)
oder die Kontrolle auf die Geschéftsfiihrung der Gesellschaft ausiben. Wenn eine
natirliche Person einen Aktienanteil von 25vH zuziiglich einer Aktie oder eine
Beteiligung von mehr als 25 vH an der Gesellschaft hélt, so ist diese natiirliche Person
direkter wirtschaftlicher Eigentlimer. Wenn ein Rechtstrager einen Aktienanteil von
25 vH zuziglich einer Aktie oder eine Beteiligung von mehr als 25 vH an der Gesellschaft
hélt und eine natirliche Person direkt oder indirekt Kontrolle auf diesen Rechtstréger
auslibt, so ist diese natirliche Person indirekter wirtschaftlicher Eigentlimer der
Gesellschaft. Wenn mehrere Rechtstrager, die von derselben natlirlichen Person oder
denselben natlrlichen Personen direkt oder indirekt kontrolliert werden, insgesamt einen
Aktienanteil von 25 vH zuziglich einer Aktie oder eine Beteiligung von mehr als 25 vH
an der Gesellschaft halten, so ist diese natiirliche Person oder sind diese natirlichen
Personen wirtschaftliche Eigentlimer. Ein von der oder den vorgenannten natirlichen
Personen direkt gehaltener Aktienanteil oder eine direkt gehaltene Beteiligung ist jeweils
hinzuzurechnen. Oberste Rechtstrager sind jene Rechtstrager in einer Beteiligungskette,
die von indirekten wirtschaftlichen Eigentimern direkt kontrolliert werden sowie jene
Rechtstrager an denen indirekte wirtschaftliche Eigentlimer direkt Aktien oder eine
Beteiligung halten, wenn diese zusammen mit dem oder den vorgenannten
Rechtstrager(n) das wirtschaftliche Eigentum begrinden. Wenn der wirtschaftliche
Eigentumer eine Funktion gemaR lit. b oder ¢ ausibt, dann ist der betreffende
Rechtstrager stets oberster Rechtstrager. Der Begriff Rechtstrédger im Sinne dieser Litera
umfasst auch vergleichbare Rechtstrager mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat oder in
einem Drittland. Kontrolle liegt bei einem Aktienanteil von 50 vH zuziiglich einer Aktie
oder einer Beteiligung von mehr als 50 vH, direkt oder indirekt gehalten, vor. Weiters ist
Kontrolle auch bei Vorliegen der Kriterien gemaR § 244 Abs. 2 UGB oder bei Ausiibung
einer Funktion gemaR lit. b oder ¢ bei einem obersten Rechtstrager gegeben. Im Ubrigen
begrindet ein Treugeber oder eine vergleichbare Person Kontrolle durch ein
Treuhandschaftsverhéltnis oder ein vergleichbares Rechtsverhéltnis.

bb) die natlrlichen Personen, die der obersten Fihrungsebene der Gesellschaft angehéren,
wenn nach Ausschépfung aller Mdglichkeiten und sofern keine Verdachtsmomente
vorliegen, keine Person nach sublit. aa ermittelt werden kann. Fir die nachfolgend
genannten Gesellschaften gilt: bei offenen Gesellschaften und Kommanditgesellschaften
mit ausschliellich naturlichen Personen als Gesellschaftern gelten die geschaftsfihrenden
Gesellschafter als wirtschaftliche Eigentiimer, sofern keine Anhaltspunkte vorliegen, dass
die Gesellschaft direkt oder indirekt unter der Kontrolle einer oder mehrerer anderer
natirlichen Personen steht; bei Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften bei denen kein
Mitglied einen Geschéftsanteil von mehr als 25 vH hélt und keine Anhaltspunkte
vorliegen, dass die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft direkt oder indirekt unter der
Kontrolle einer oder mehrerer anderer natiirlichen Personen steht, gelten die Mitglieder
der obersten Fuhrungsebene (Vorstand) als wirtschaftlicher Eigentimer; bei
eigentimerlosen Gesellschaften gelten die natlrlichen Personen, die der obersten
Fahrungsebene angehdren als wirtschaftliche Eigentlimer, sofern keine Anhaltspunkte
vorliegen, dass die Gesellschaft direkt oder indirekt unter der Kontrolle einer oder
mehrerer anderer natirlichen Personen steht.

b) bei Trusts, insbesondere bei Rechtstragern geméR Z 6:
aa) der Settlor/Trustor;
bb) der/die Trustee(s);
cc) der Protektor, sofern vorhanden;
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dd) die Beginstigten oder sofern die Einzelpersonen, die Beglinstigte des Trusts sind, noch
bestimmt werden missen die Gruppe von Personen, in deren Interesse der Trust errichtet
oder betrieben wird (Beglinstigtenkreis); erhalten Personen aus dieser Gruppe
Zuwendungen von dem Trust, deren Wert 2 000 Euro in einem Kalenderjahr bersteigt,
dann gelten sie in dem betreffenden Kalenderjahr als Begiinstigte;

ee) jede sonstige natirliche Person, die den Trust auf andere Weise letztlich kontrolliert.

c) bei Stiftungen, vergleichbaren juristischen Personen und trustahnlichen Rechtsvereinbarungen
— das sind andere Vereinbarungen, sofern diese in Funktion und Struktur mit einem Trust
vergleichbar sind und vom Inland aus verwaltet werden, wobei eine Verwaltung im Inland
inshesondere dann vorliegt, wenn der mit einem Trustee vergleichbare Gewalthaber
(Treuhander) seinen Wohnsitz bzw. Sitz im Inland hat — die natiirlichen Personen, die
gleichwertige oder ahnliche wie die unter lit. b genannten Funktionen bekleiden; dies betrifft
bei
aa) Privatstiftungen gemél § 1 PSG die Stifter; die Begiinstigten, die Gruppe von Personen,
aus der auf Grund einer gesonderten Feststellung (8 5 PSG) die Begunstigten ausgewéhlt
werden (Begunstigtenkreis); erhalten Personen aus dieser Gruppe Zuwendungen der
Privatstiftung, deren Wert 2 000 Euro in einem Kalenderjahr tibersteigt, dann gelten sie in
dem betreffenden Kalenderjahr als Beglinstigte oder bei Privatstiftungen gemal § 66
VAG 2016, Sparkassenstiftungen gemaR § 27a SpG,
Unternehmenszweckforderungsstiftungen gemaR 84d Abs. 1 EStG 1988,
Arbeitnehmerforderungsstiftungen gemal 8 4d Abs. 2 EStG 1988 und Belegschafts- und
Mitarbeiterbeteiligungsstiftungen gemal 8§4d Abs.3 und 4 EStG 1988 stets den
Begunstigtenkreis; die Mitglieder des Stiftungsvorstands; sowie jede sonstige naturliche
Person, die die Privatstiftung auf andere Weise letztlich kontrolliert.

bb) bei Stiftungen und Fonds gem&R §1 BStFG 2015: die Grinder; die Mitglieder des
Stiftungs- oder Fondsvorstands; den Beglinstigtenkreis; sowie jede sonstige natlrliche
Person, die die Stiftung oder den Fonds auf andere Weise letztlich kontrolliert.«

4. In 8 4 Abs. 1 wird der Verweis ,,§ 8 Abs. 1 E-Geldgesetz 2010 in Verbindung mit § 20 Abs. 1 BWG*
mit ,,§ 8 Abs. 1 E-Geldgesetz 2010 ersetzt.

5. In 8 4 Abs. 2 wird der Verweis ,,§ 8 Abs. 1 E-Geldgesetz 2010 in Verbindung mit § 20 Abs. 2 BWG*
mit ,,§ 8 Abs. 1 E-Geldgesetz 2010 ersetzt.

6. § 5 lautet:
,.8 5. Die nach dieser Verordnung vom Anzeigepflichtigen anzufiihrenden natirlichen Personen sind
mit
1. vollstandigem Namen,
2. Geburtsdatum,
3. Geburtsort, Geburtsland, Staatsangehérigkeit,
4. Anschrift des Hauptwohnsitzes und
5. Telefonnummer und E-Mail-Adresse, soweit bekannt,
anzugeben.«

7. In § 6 wird das Wort ,,Zweckvermdgen* durch das Wort ,, Trusts* ersetzt.

8. § 7 lautet:

,»8 7. (1) Einer Anzeige tber den Erwerb oder eine Erh6hung einer qualifizierten Beteiligung geman
§ 20 Abs. 1 BWG, § 24 Abs. 1 VAG 2016, § 11 Abs. 2 WAG 2007, § 11 Abs. 2 ZaDiG in Verbindung
mit § 20 Abs. 1 BWG oder § 8 Abs. 1 E-Geldgesetz 2010 sind unter Angabe des Umfangs der geplanten
Beteiligung die in den §§ 8 bis 14 angefiihrten Informationen beizufiigen.

(2) Wenn es sich beim Zielunternehmen im Rahmen einer Anzeige nach Abs.1 um ein
Wertpapierdienstleistungsunternehmen geméR § 4 WAG 2007 handelt und es sich nicht um eine Anzeige
eines Anzeigepflichtigen gemaR Abs. 3 handelt, sind der Anzeige unter Angabe des Umfangs der
geplanten Beteiligung die Informationen gemaf

1.88 Abs. 1 und 2,
2.89,
2a.810Z 3,
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3.811,

4.812 Abs. 2 und Abs. 3Z 1 und 2,

5. § 13 Abs. 1 und

6. § 14 Abs. 5, unabhéngig von der Hohe des beabsichtigten Beteiligungserwerbes,
beizuftigen.

(3) Ist der Anzeigepflichtige im Rahmen einer Anzeige nach Abs. 1
1. ein Kreditinstitut, eine Pensionskasse, ein Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen,
eine Wertpapierfirma, ein Wertpapierdienstleistungsunternehmen, ein Zahlungsinstitut oder ein
E-Geld-Institut mit Sitz im Inland, sind der Anzeige unter Angabe des Umfangs der geplanten
Beteiligung die Informationen geman
a) § 8 Abs. 1 Z 5 bis 7,
b) § 8 Abs. 2,
c) 8 9 Abs. 1 Z 1 ausschlieBlich tiber Personen gemal § 8 Abs. 1 Z 7,
d) § 9 Abs. 3, mit Ausnahme der von der FMA durchgefiihrten Priifungen,
e) § 11 Abs. 1 bis 2b und 3a,
f) § 13 und
0) 814
beizufiigen. Ein Kreditinstitut, das einem Zentralinstitut angeschlossen ist und das eine
Beteiligung an diesem Zentralinstitut anzeigt, muss nur den Umfang der geplanten Beteiligung
angeben;
la. ein  Unternehmen, das gemeinsam mit dem Zielunternehmen der konsolidierenden
Beaufsichtigung durch die FMA unterliegt, sind der Anzeige unter Angabe des Umfangs der
geplanten Beteiligung die Informationen gemaR
a)Z1,
b) 88 Abs. 1 Z 1 bis 3,
c) § 8 Abs. 1 Z 4 mit der MaRgabe, dass Angaben zu den geschéftlichen Aktivitaten der Gruppe,
der der Anzeigepflichtige angehort, nicht erforderlich sind,
d) § 8 Abs. 3 bis 5,
e) §9und
f) § 11 beizufiigen;
1b. ein Unternehmen, das durch Behorden in Mitgliedstaaten oder Drittstaaten, die fir die
Beaufsichtigung von Kreditinstituten, Versicherungs- oder Rickversicherungsunternehmen,
Zahlungsinstituten, E-Geld-Instituten, Wertpapierfirmen, sonstigen Finanzinstituten oder der
Finanzmdrkte zustdndig sind, beaufsichtigt wird, und ist das Zielunternehmen ein
Wertpapierdienstleistungsunternehmen gemal § 4 WAG 2007 oder eine Wertpapierfirma gemaf
81 Z1 WAG 2007, die weder Geld noch Wertpapiere ihrer Kunden halten darf, die keine
Wertpapierdienstleistungen und Anlagetétigkeiten gemaR Anhang | Abschnitt A Z 3 und 6 der
Richtlinie 2014/65/EU iiber Markte fiir Finanzinstrumente sowie zur Anderung der
Richtlinien 2002/92/EG und 2011/61/EU, ABI. Nr.L 173 vom 12.06.2014 S. 349, zuletzt
gedndert durch die Richtlinie (EU) 2016/1034, ABI. Nr.L 175 vom 30.06.2016 S. 8, in der
Fassung der Berichtigung ABI. Nr. L 64 vom 10.03.2017 S. 116, erbringen darf und die, falls sie
fiir die Wertpapierdienstleistung ,,Portfolioverwaltung® gemifl Anhang | Abschnitt A Z 4 der
Richtlinie 2014/65/EU zugelassen ist, Vermdgenswerte im Wert von unter 500 Millionen Euro
verwaltet, sind der Anzeige unter Angabe des Umfangs der geplanten Beteiligung die
Informationen geman
a) 88 Abs. 1Z 1bis4,6,7und Abs. 2,
b) 8 9 Abs. 1 bis 3 und 5, jeweils ausschlieBlich tiber Personen gemal 8§ 8 Abs. 1Z 7,
c) 88 10 bis 13 auBer § 10 Z 1 lit. d und
d) § 14 Abs. 5 und 6 mit der MaRgabe, dass der Anzeige die Informationen geméal § 14 Abs. 5
auch dann beizufiigen sind, wenn die Beteiligung am Zielunternehmen 50 vH erreicht oder
Uberschreitet,
beizufligen;
2. ein in einem Staat des Européischen Wirtschaftsraums zugelassenes Kreditinstitut gemal Art. 4
Abs. 1 Nr. 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013, eine Wertpapierfirma gemaR Art. 4 Abs. 1 Nr. 1
der Richtlinie 2004/39/EG iiber Mérkte fiir Finanzinstrumente, zur Anderung der Richtlinien
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85/611/EWG und 93/6/EWG des Rates und der Richtlinie 2000/12/EG des Europdischen
Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 93/22/EWG des Rates, ABI.
Nr. L 145 vom 30.04.2004 S. 1, zuletzt berichtigt durch ABI. Nr. L 54 vom 22.02.2014 S. 23,
oder ein Versicherungs- oder Rickversicherungsunternehmen gemaR Art. 13 Nr. 1 und 4 der
Richtlinie 2009/138/EG betreffend die Aufnahme und Auslbung der Versicherungs- und der
Ruckversicherungstétigkeit (Solvabilitat 1), ABI. Nr.L 335 vom 17.12.2009 S.1, zuletzt
gedndert durch die Richtlinie (EU) 2016/2341, ABI. Nr. L 354 vom 23.12.2016 S. 37, mit Sitz in
einem Staat des Europdischen Wirtschaftsraums, sind der Anzeige unter Angabe des Umfangs
der geplanten Beteiligung die Informationen gema Z 1, 1b lit.a bis ¢ und §9 Abs.1 Z4
beizufugen;

3. ein Gruppenunternehmen einer Gruppe, der mehrere Anzeigepflichtige angehdren, missen
hinsichtlich desselben Erwerbsvorgangs nur jene Informationen eingereicht werden, die nicht
bereits von anderen Anzeigepflichtigen vorgelegt werden. Macht der Anzeigepflichtige von
dieser Erleichterung Gebrauch, muss er sich die von den anderen Anzeigepflichtigen
eingereichten Informationen entsprechend § 3 zurechnen lassen;

4. eine Solidaritatseinrichtung oder ein Zentralinstitut im Rahmen eines dezentralen
Sektorverbunds, ist in der Anzeige, wenn die Beteiligung zu Zwecken der Sicherung der
Einhaltung des Mindesteigenmittelerfordernisses gemall Teil 3 Titel 1 Kapitel 1 der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 erfolgt, nur der Umfang der geplanten Beteiligung anzugeben.

(4) Einer Anzeige uber die Aufgabe einer qualifizierten Beteiligung oder Unterschreitung der
gesetzlichen Grenzen flr Beteiligungen gemal? § 20 Abs. 2 BWG, § 24 Abs. 2 VAG 2016, § 11 Abs. 3
WAG 2007, § 11 Abs. 2 ZaDiG in Verbindung mit § 20 Abs. 2 BWG oder § 8 Abs. 1 E-Geldgesetz 2010
sind die in 88 Abs. 1 Z1 genannten Informationen beizufiigen und es sind der Umfang der geplanten
Beteiligungsaufgabe sowie die geplanten Erwerber dieser Beteiligung, sofern diese bekannt sind,
anzugeben. Bei der Unterschreitung der gesetzlichen Grenzen fur Beteiligungen gemdR § 20 Abs. 2
BWG, §24 Abs. 2 VAG 2016, § 11 Abs. 3 WAG 2007, § 11 Abs. 2 ZaDiG in Verbindung mit § 20
Abs.2 BWG oder 88 Abs.1 E-Geldgesetz 2010 sind zudem die in 88 Abs.1 Z2 genannten
Informationen vorzulegen. Die in Abs. 3 Z 1 und 4 genannten Unternehmen haben die in 8 8 Abs. 1 Z 1
und 2 genannten Informationen nicht vorzulegen.

(5) Hat der Anzeigepflichtige oder ein Unternehmen der Gruppe, der der Anzeigepflichtige angehort,
Informationen in den letzten sieben Jahren bereits an die FMA Ubermittelt, miissen diese Informationen
nicht erneut vorgelegt werden, soweit sie nach wie vor vollstandig, richtig und aktuell sind. Macht der
Anzeigepflichtige von dieser Erleichterung Gebrauch, hat er in der Anzeige zu bestétigen, dass die nicht
erneut vorgelegten Informationen nach wie vor vollstandig, richtig und aktuell sind und tragt
entsprechend 8 3 die Verantwortung fiir die nicht erneut vorgelegten Informationen. In der Anzeige ist
diesfalls firr jede nicht erneut vorgelegte Information anzugeben:

1. der Name des Unternehmens, das die Information der FMA Ubermittelt hat;
2. das Datum, an dem die Information der FMA Ubermittelt worden ist; sowie
3. Angaben, die eine sofortige und eindeutige Zuordnung der Information erlauben, das sind

a) die von der FMA bekannt gegebene Geschaftszahl,

b) bei Meldungen auf Grund einer gesetzlichen Meldepflicht oder Anzeigen auf Grund einer
gesetzlichen Anzeigepflicht, fir die von der FMA keine Geschaftszahl bekannt gegeben
worden ist, eine Angabe der gesetzlichen Bestimmung, aus der sich die Meldepflicht oder die
Anzeigepflicht ergibt, oder

¢) wenn die Information in einem Verfahren geméal Art. 4 Abs. 1 Buchstabe ¢ in Verbindung mit
Art. 15 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 zur Ubertragung besonderer Aufgaben im
Zusammenhang mit der Aufsicht tber Kreditinstitute auf die Europdische Zentralbank, ABI.
Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 63, an die FMA (ibermittelt worden ist, die Geschéftszahl, oder,
wenn eine solche nicht vorhanden ist, Angaben mit vergleichbarem Identifikationscharakter.

(6) Anstelle der Vorlage von im Firmenbuch geméR § 1 Abs. 1 FBG verfligharen Informationen
kann auf die jeweilige Registerfundstelle verwiesen werden.*

9. § 8 Abs. 1 Z 3 bis 5 lautet:

3. sofern der Anzeigepflichtige keine natlrliche Person ist, eine Liste der Leitungsorgane und
personlich haftenden Gesellschafter sowie sonstiger Personen, die tatsachlich die Geschéfte des
Anzeigepflichtigen leiten, unter Darlegung der Art und des Umfangs ihrer Befugnisse und der
Geschéaftsverteilung. Sofern der Anzeigepflichtige eine Privatstiftung gemal § 1 PSG oder ein
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Trust ist, ist eine Darstellung hinzuzufiigen, aus der sich ergibt, ob und in welcher prozentuellen
Hohe diese Personen an der Verteilung dessen Vermdgens oder Gewinns teilnehmen;

4. eine aktuelle, aussagekraftige Darstellung der geschéftlichen Aktivitaten des Anzeigepflichtigen,

5.

sowie, wenn der Anzeigepflichtige einer Gruppe angehort, der Gruppe;

eine Analyse, ob sich der beabsichtigte Erwerb auf die Féhigkeit des Zielunternehmens
auswirken wird, seiner Aufsichtsbehorde weiterhin rechtzeitige und genaue Informationen
bereitzustellen;*

10. 8§ 8 Abs. 1 Z 7 lautet:

ol -

eine Erklarung, ob beabsichtigt ist, Geschaftsleiter des Zielunternehmens auszutauschen und

durch welche Personen sie ersetzt werden sollen. Zu den Personen, die der Anzeigepflichtige als

Geschéftsleiter einzusetzen beabsichtigt, ist auch anzugeben,

a) welche Funktionen diese Person im Zielunternehmen austiben wird und

b) wie viel Zeit diese Person mindestens der Wahrnehmung ihrer Funktionen im
Zielunternehmen widmen wird.*

11. § 8 Abs. 2 lautet:

,,(2) Der Anzeige sind ein Lebenslauf des Anzeigepflichtigen, sofern dieser eine natiirliche Person
ist, und Lebensldufe von jeder natirlichen Person gemal Abs. 1 Z 3 und 7 beizufiigen. Lebensldufe haben
die einschlagige Ausbildung und Berufserfahrung, sowie die aktuellen Tatigkeiten und Zusatzfunktionen
der jeweiligen Person zu enthalten. Der Lebenslauf von Personen geméR Abs. 1 Z 7 hat jedenfalls zu
enthalten:

1.

die Namen aller ehemaligen Arbeitgeber mit dem Zeitraum der Beschéftigung und einer
Beschreibung der ausgelibten Tétigkeit. Fir in den letzten zehn Jahren ausgeibte Téatigkeiten ist
zu spezifizieren, fir welche Geschéftsbereiche die Person verantwortlich war und welche
Befugnisse, einschlieBlich interner Entscheidungsbefugnisse, ihr dabei Gbertragen waren;

. Angaben, die eine Beurteilung der Erfahrung der Person ermdglichen;
. Angaben (ber sonstige relevante Erfahrungen einschlieBlich der Vertretung des Leitungsorgans

eines Unternehmens;

. eine Liste der Organisationen, in denen die Person Mitglied des Geschaftsfiihrungsorgans ist;
. eine Liste der Organisationen, in denen die Person Mitglied des Aufsichtsrats ist oder eine

sonstige organschaftliche Kontrollfunktion wahrnimmt.*

12. Dem § 8 werden folgende Abs. 3 bis 5 angefiigt:

,(3) Ist der Anzeigepflichtige eine juristische Person mit Sitz in einem Drittstaat, die von einer fir
die Aufsicht tber den Finanzsektor zustandigen Behorde im Drittstaat beaufsichtigt wird, sind der
Anzeige beizufugen:

1.

2.

3.

eine durch die fir die Aufsicht Uber den Finanzsektor im Drittstaat zustandige Behdrde
ausgestellte Unbedenklichkeitsbescheinigung (certificate of good standing), oder wenn eine
solche nicht verflgbar ist, ein gleichwertiger Nachweis;

soweit verfugbar, eine Erklarung der fir die Aufsicht Uber den Finanzsektor im Drittstaat
zusténdigen Behorde, dass fir die Bereitstellung von Informationen, die flr die Beaufsichtigung
des Zielunternehmens erforderlich sind, keine Hindernisse oder Beschrankungen bestehen;
allgemeine Informationen zu den Regulierungsvorschriften des Drittstaats, die auf den
Anzeigepflichtigen anwendbar sind.

(4) Ist der Anzeigepflichtige ein Staatsfonds, sind der Anzeige beizufligen:

1.

2.
3.

4.

die Bezeichnung des Ministeriums oder der Regierungsstelle, die fir die Festlegung der
Anlagepolitik des Fonds zusténdig ist;

Angaben zur Anlagepolitik einschlieBlich aller Anlagebeschrankungen;

der Name und die Funktionsbezeichnung der Personen, die die Anlageentscheidungen fiir den
Fonds treffen. Die sonstigen Angaben gemaR § 5 sind fiir diese Personen nicht erforderlich;

eine Darstellung des Einflusses, der von dem jeweiligen Ministerium oder der
Regierungsabteilung auf das Tagesgeschéft des Fonds und auf das Zielunternehmen ausgetibt
wird.

(5) Ist der Anzeigepflichtige ein Private-Equity-Fonds oder ein Hedgefonds, sind der Anzeige
beizufugen:
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. aussagekréftige Angaben uUber die Wertentwicklung friherer Erwerbe wvon qualifizierten

Beteiligungen an Finanzinstituten durch den Anzeigepflichtigen;

. Angaben zur Anlagepolitik und den Anlagebeschrankungen des Anzeigepflichtigen. Die

Angaben haben Ausfiihrungen hinsichtlich des Uberwachungsprozesses bestehender
Investments, der Kriterien, die der Anzeigepflichtige seinen das Zielunternehmen betreffenden
Investitionsentscheidungen zu Grunde legt, sowie hinsichtlich der Faktoren, die die geplante
Exitstrategie beeinflussen wirden, zu enthalten;

. eine Beschreibung des Entscheidungsprozesses bei Anlageentscheidungen, einschlielich der

Namen und Funktionshbezeichnungen der Personen, die diese Entscheidungen treffen. Die
sonstigen Angaben geméR § 5 sind flr diese Personen nicht erforderlich;

. eine detaillierte Beschreibung der Systeme des Anzeigepflichtigen zur Bekampfung von

Geldwascherei und Terrorismusfinanzierung sowie, wenn der Anzeigepflichtige seinen Sitz in
einem Drittstaat hat, allgemeine Informationen zu den Vorschriften zur Bek&mpfung von
Geldwaéscherei und Terrorismusfinanzierung, denen der Anzeigepflichtige unterliegt.«

13. Die §8§ 9 bis 14 samt Uberschriften lauten:

wlnformationen zur Zuverlassigkeit

8 9. (1) Der Anzeigepflichtige hat bei der Anzeige anzugeben:

1.

3a.

ob gegen ihn

a) ein Ermittlungsverfahren wegen einer mit gerichtlicher Strafe bedrohten Handlung oder ein
gerichtliches Strafverfahren gefuhrt wird oder

b) zu einem friiheren Zeitpunkt ein gerichtliches Strafverfahren geflihrt worden ist;

. 0b gegen ihn im Zusammenhang mit einer unternehmerischen oder sonstigen beruflichen

Tatigkeit ein Verwaltungsstrafverfahren oder ein vergleichbares Verfahren nach einer anderen
Rechtsordnung gefiihrt wird oder mit einer Strafe oder Ermahnung in den letzten finf Jahren
rechtskraftig abgeschlossen worden ist;

.ob er als Schuldner in ein Insolvenzverfahren, Ausgleichsverfahren oder ein vergleichbares

Verfahren verwickelt ist oder war, sofern der Zeitraum der Einsichtgewahrung in die
Insolvenzdatei noch nicht abgelaufen ist. Dies gilt auch, wenn ein vergleichbarer Tatbestand im
Ausland verwirklicht wurde;

ob gegen ihn als Schuldner ein Exekutionsverfahren anhéngig ist oder im letzten Jahr
ExekutionsmaRnahmen gesetzt worden sind;

. ob eine Aufsichtsbehdrde, deren Aufsicht er untersteht oder unterstand, gegen ihn in den letzten

zehn Jahren eine Untersuchung eingeleitet oder eine MaRnahme ergriffen hat und ob und wie ein
solches Verfahren abgeschlossen wurde;

. 0b ihm eine Eintragung, Genehmigung, Bewilligung, Mitgliedschaft oder Berechtigung zur

Auslibung eines Gewerbes oder einer sonstigen beruflichen Téatigkeit in den letzten zehn Jahren
durch eine Behorde, ein Gericht, einen sonstigen Selbstverwaltungskorper oder eine berufliche
Vertretung nicht erteilt, entzogen, untersagt oder aufgehoben worden ist oder ein entsprechendes
Verfahren gefiihrt wird;

.ob er in den letzten finf Jahren als Arbeitnehmer gekiindigt oder entlassen wurde, oder als

Treuhadnder, Stiftungsvorstand (8 14 Abs. 1 PSG), Trustee (§ 2 Z 6) oder in einer vergleichbaren
Vertrauensstellung abberufen wurde;

.ob der Anzeigepflichtige im Zusammenhang mit einer unternehmerischen oder sonstigen

beruflichen Tétigkeit in den letzten funf Jahren

a) als Partei an einem Verwaltungsverfahren oder einem zivilgerichtlichen Verfahren beteiligt
war, wenn das Verfahren geeignet ist, alleine oder gemeinsam mit anderen Informationen die
Integritat des Anzeigepflichtigen in Zweifel zu ziehen, oder

b) gegen ihn eine DisziplinarmalRnahme verhangt wurde, einschlieflich eines Ausschlusses als
Leitungsorgan.

(2) GeméR Abs. 1 Z 1 lit. b nicht anzugeben sind Strafverfahren, die aus rechtlichen Griinden oder
mangels hinreichenden Tatverdachts eingestellt oder mit einem Freispruch beendet worden sind. Nicht
anzugeben sind weiters Strafverfahren, die durch Ricktritt von der Verfolgung beendet wurden, wenn
nach dem Rucktritt von der Verfolgung fiinf Jahre vergangen sind, sowie Verurteilungen, die getilgt

wurden.

(3) Der Anzeigepflichtige hat ferner zu erkléaren, ob seine Zuverldssigkeit oder die Zuverlassigkeit
einer Person gemal §8 Abs.1 Z3 oder 7 als Erwerber einer qualifizierten Beteiligung an einem
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Kreditinstitut, Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen, an einer Wertpapierfirma, an einem
Wertpapierdienstleistungsunternehmen, an einem Zahlungsinstitut oder an einem E-Geld-Institut durch
eine flr deren Aufsicht zustandige Aufsichtsbehdrde geprift worden ist. Er hat weiters zu erklaren, ob
eine vergleichbare Priifung durch eine andere Behorde erfolgt ist. Amtliche Dokumente, aus denen auch
das Ergebnis der Prifung hervorgeht, sind der Anzeige beizufuigen. Liegen dem Anzeigepflichtigen
solche Dokumente nicht vor, hat er dies zu begriinden.

(4) Wenn es sich beim Anzeigepflichtigen um eine nattrliche Person handelt, sind die gemaR Abs. 1
erforderlichen Angaben auch hinsichtlich jedem Unternehmen gemaB § 10 Z 2 und jeder Person gemaR
88 Abs. 1 Z7 zu machen. Wenn es sich beim Anzeigepflichtigen um keine natirliche Person handelt,
sind die gem&B Abs. 1 erforderlichen Angaben auch hinsichtlich aller Unternehmen, die vom
Anzeigepflichtigen kontrolliert werden, hinsichtlich aller Personen und Gesellschaften, die einen
maRgeblichen Einfluss auf den Anzeigepflichtigen ausiiben kénnen und hinsichtlich jeder Person gemal
§ 8 Abs. 1 Z 3 und 7 zu machen. Sind auf Grund dieses Absatzes zu tibermittelnde Informationen fir den
Anzeigepflichtigen nicht verfugbar, so hat er dies zu begriinden.

(5) Die Angaben gemal Abs.1 Z1 sind mittels Strafregisterbescheinigung oder einem
vergleichbaren auslandischen Nachweis zu belegen. Die Angaben gemal Abs. 1 Z 2, 3 und 7 sind mittels
behordlicher Bescheinigungen, soweit verfiigbar, zu belegen.

Beteiligungsverhaltnisse und Gruppenzugehdrigkeit sowie sonstige Einflussmdglichkeiten

810. Einer Anzeige sind folgende Angaben zu den direkten und indirekten
Beteiligungsverhaltnissen, zur Gruppenzugehorigkeit und sonstigen Einflussméglichkeiten des
Anzeigepflichtigen beizufugen:

1. sofern der Anzeigepflichtige einer Gruppe angehort,

a) eine aussagekraftige Darstellung der Gruppenstruktur mit einem Organigramm unter Angabe
jedes Gruppenunternehmens, der von diesen an anderen Gruppenunternehmen jeweils
gehaltenen  Kapitalanteile und Stimmrechtsanteile in  Prozent sowie der nicht
gruppenangehdrigen Personen und Gesellschaften, die einen maRgeblichen Einfluss auf die
Gruppenunternehmen oder auf die Aktivitdten der Gesamtgruppe ausiiben kénnen;

b) eine Aufstellung der Gruppenunternehmen, die durch Behdrden in Mitgliedstaaten oder
Drittstaaten, die fir die Beaufsichtigung von Kreditinstituten, Versicherungs- oder
Rickversicherungsunternehmen, Zahlungsinstituten, E-Geld-Instituten, Wertpapierfirmen,
sonstigen Finanzinstituten oder der Finanzmarkte zustandig sind, beaufsichtigt werden, sowie
die Bezeichnung und Anschrift der jeweils zustandigen Aufsichtsbehdrden;

¢) eine Darstellung der wesentlichen Beziehungen zwischen den Gruppenunternehmen gemaR
lit. b und den sonstigen Gruppenunternehmen;

d) eine Analyse der Auswirkungen, die der beabsichtigte Erwerb auf die Konsolidierungskreise
flr Zwecke der konsolidierten Beaufsichtigung in der Gruppe haben wiirde, und zwar sowohl
auf voll- als auch auf teilkonsolidierter Basis.

Bestehende Stimmrechtsvereinbarungen sind zu erldutern;

2. sofern der Anzeigepflichtige eine natlrliche Person ist, eine Liste der Unternehmen, deren
Geschafte er flhrt oder Uber die er Kontrolle hat oder die er in den letzten 10 Jahren gefiihrt hat
oder Uiber die er in den letzen 10 Jahren Kontrolle hatte. Dabei ist jeweils auch anzugeben, ob der
Anzeigepflichtige die Geschafte des angegebenen Unternehmens fiihrt oder tiber dieses Kontrolle
hat;

3. sofern der Anzeigepflichtige keine naturliche Person ist, eine Liste der natirlichen und
juristischen Personen, Personengesellschaften und Gesellschaften anderer Gesellschaftsformen
sowie Trusts,

a) die an dem Anzeigepflichtigen mindestens 10 vH der Kapital- oder Stimmrechtsanteile halten,
unter Angabe der Hohe der jeweiligen Kapital- und Stimmrechte,

b) die unabhdngig davon, ob Kapital- oder Stimmrechtsanteile gehalten werden, einen
maRgeblichen Einfluss auf den Anzeigepflichtigen ausiiben kénnen, unter Angabe der Griinde
fiir den mafl3geblichen Einfluss,

c) die, sofern der Anzeigepflichtige eine Privatstiftung oder ein Trust ist, an der Verteilung
dessen Vermogens oder Gewinns in Héhe von mindestens 10 vH teilnehmen, unter Angabe
der Hohe der Beteiligung an der Verteilung, oder

d) die nicht unter lit. a bis ¢ fallen, aber wirtschaftliche Eigentlimer sind, unter Angabe der
Griinde fir das wirtschaftliche Eigentum sowie dessen Umfang.
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Nach dieser Ziffer nicht zu benennen sind Unternehmen, Personen und Gesellschaften gemai Z 1
lit. a. Bestehende Stimmrechtsvereinbarungen sind zu erlautern.

Relevante Geschéftsbeziehungen, familiare Bindungen und sonstige relevante Beziehungen sowie

Erwerbsinteressen

811. (1) Der Anzeige ist eine Darstellung der finanziellen und der sonstigen Interessen des
Anzeigepflichtigen an der qualifizierten Beteiligung beizuftigen.

(2) Die Darstellung geméB Abs. 1 muss die Geschaftsbeziehungen und finanziellen Interessen
beschreiben, die der Anzeigepflichtige, ein mit ihm in einer Gruppe verbundenes Unternehmen, ein von
ihm geleitetes oder kontrolliertes Unternehmen, das jeweils anzugeben ist, oder eine Person gemaR § 8
Abs.1Z3zu

1.
2.
3.

4.

4a.

5.

6.

dem Zielunternehmen,

den mit dem Zielunternehmen in einer Gruppe verbundenen Unternehmen,

den Inhabern von Kapitalanteilen am Zielunternehmen unter Angabe der Hohe der
Kapitalanteile,

den Inhabern von Stimmrechtsanteilen am Zielunternehmen unter Angabe der Hohe der
Stimmrechtsanteile,

sonstigen Personen, die gemaR Abs. 2a zur Ausiibung von Stimmrechten am Zielunternehmen
berechtigt sind, unter Angabe der Héhe der Stimmrechtsanteile, zu deren Auslibung die Person
berechtigt ist,

den Geschéftsleitern des Zielunternehmens und Personen, die die Geschéafte des
Zielunternehmens tatséchlich fihren und

den Mitgliedern des Aufsichtsorgans des Zielunternehmens

unterhalt.

(2a) Fur die Zwecke des Abs. 2 Z 4a ist zur Ausubung von Stimmrechten am Zielunternehmen
berechtigt:

1.

wer mit einem Anteilsinhaber eine Vereinbarung getroffen hat, langfristig eine gemeinsame
Politik bezlglich der Verwaltung des Zielunternehmens zu verfolgen, sodass die gehaltenen
Stimmrechte einvernehmlich auszuiiben sind,;

.wer mit einem Anteilsinhaber eine Vereinbarung getroffen hat, wonach Stimmrechte gegen

Gegenleistung zeitweilig auf ihn Ubertragen werden;

. wem eine Beteiligung am Zielunternehmen als Sicherheit (ibertragen worden ist, sofern er zur

Ausiibung der Stimmrechte berechtigt ist und die Absicht bekundet hat, die Stimmrechte
auszuiben;

. zu wessen Gunsten ein NieBbrauch an einer Beteiligung bestellt ist, sofern der NieRbrauch zur

Ausiibung der Stimmrechte berechtigt;

. wer ein Unternehmen kontrolliert, das Stimmrechtsanteile hélt oder das gemaR Z 1 bis 4 zur

Ausiibung von Stimmrechten berechtigt ist;

. wer Aktien des Zielunternehmens fiir Aktionare verwahrt und die mit den Aktien verbundenen

Stimmrechte nach eigenem Ermessen ausiiben darf, solange keine besonderen Weisungen der
Aktionare vorliegen;

. fir wessen Rechnung Anteile durch einen Dritten gehalten werden;
. wer als Bevollméachtigter zur Ausiibung von Stimmrechten nach eigenem Ermessen befugt ist,

solange keine besonderen Weisungen der Anteilsinhaber vorliegen.

(2b) Die Darstellung von Geschéftsbeziehungen und finanziellen Interessen gemaR Abs. 2 kann in
der Darstellung gemall Abs. 1 entfallen:

1.

bei Geschéftsbeziehungen, an denen eine natlrliche Person beteiligt ist und bei finanziellen
Interessen naturlicher Personen, wenn die Voraussetzungen des § 28 Abs.2 Z 1 bis 3 BWG
erfullt sind;

. bei Krediten, Vorschiissen, Dauerschuldverhéltnissen und anderen Rechtsgeschaften, die jeweils

zwischen nicht natirlichen Personen bestehen, wenn das angemessene Entgelt, bei
Dauerschuldverhéltnissen das angemessene Entgelt jahrlich kapitalisiert, 50 000 Euro oder 2 %
der jahrlichen Umsatzerlése des Zielunternehmens, je nachdem welcher Wert niedriger ist, nicht
ubersteigt.

Fur die Zwecke der Berechnung der Betragsgrenzen in Z 1 und 2 sind alle Geschaftsbeziehungen und
finanziellen Interessen zwischen denselben Personen zusammenzurechnen.
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(3) Enge Bindungen im Sinne des Art. 3 Abs. 1 Nr. 26 Buchstabe a bis ¢ der Verordnung (EU)
Nr. 596/2014 (ber Marktmissbrauch (Marktmissbrauchsverordnung) und zur Aufhebung der
Richtlinie 2003/6/EG des Europdischen Parlaments und des Rates und der Richtlinien 2003/124/EG,
2003/125/EG und 2004/72/EG, ABI. Nr.L 173 vom 12.06.2014 S.1, zuletzt gedndert durch die
Verordnung (EU) 2016/1033, ABI. Nr. L 175 S. 1, in der Fassung der Berichtigung ABI. Nr. L 348 vom
21.12.2016 S. 83, vom Anzeigepflichtigen sowie von Personen gemdR § 8 Abs. 1 Z 3 zu den in Abs. 2
Z 3 bis 6 genannten Personen sind in der Darstellung gemé&R Abs. 1 zu benennen.

(3a) Die Darstellung gemal Abs. 1 muss die Geschéftsbeziehungen und finanziellen Interessen
beschreiben sowie die engen Bindungen im Sinne des Art. 3 Abs.1 Nr.26 Buchstabe a bis ¢ der
Marktmissbrauchsverordnung (EU) Nr. 596/2014 benennen, die Personen gemall § 8 Abs.1 Z 7 oder
deren enge Verwandte im Sinne des Art.3 Abs.1 Nr.26 Buchstabea bis c der
Marktmissbrauchsverordnung (EU) Nr.596/2014 zu den Geschaftsleitern, Mitgliedern des
Aufsichtsorgans und Inhabern von Schlisselfunktionen von Personen gemaR Abs. 2 Z 1 bis 4a aufweisen.
Die Darstellung von Geschaftsbeziehungen und finanziellen Interessen kann entfallen, wenn die
Voraussetzungen des § 28 Abs. 2 Z 1 bis 3 BWG erfillt sind.

(4) Es sind in der Darstellung gemaf Abs. 1 anzugeben:

1. jene Personen gemal § 8 Abs. 1 Z 3, die auf Grund von Gesetz, Satzung, Gesellschaftsvertrag
oder einer gleichwertigen Vereinbarung zugleich befugt sind, die Geschéafte eines Inhabers
gemall Abs. 2 Z 3 bis 4a oder des Zielunternehmens zu fiihren, dessen Geschéfte tatsachlich
fihren oder Mitglied des Aufsichtsorgans sind;

2. jene Personen gemal § 10 Z 3 — ungeachtet, ob es sich dabei um Gruppenunternehmen geméR
810 Z 1 lit. a handelt — die Inhaber von Kapital- oder Stimmrechtsanteilen am Zielunternehmen
sind, wobei die Hohe der Kapital- oder Stimmrechtsanteile jeweils anzugeben ist.

(5) Auf Interessen oder Tétigkeiten des Anzeigepflichtigen, die den Interessen des Zielunternehmens
an einer soliden und umsichtigen Geschéftsfiihrung entgegen stehen konnten, ist in der Darstellung
gemall Abs. 1 gesondert einzugehen und zu erkldren, wie verhindert werden soll, dass sich diese
Interessen negativ auf das Zielunternehmen auswirken.

Finanzlage und Bonitét des Anzeigepflichtigen
8 12. (1) Der Anzeigepflichtige hat seine wirtschaftlichen Verhdltnisse darzustellen.

(2) Bei bilanzierenden Anzeigepflichtigen muss die Darstellung gemals Abs. 1 folgende Angaben
zum Anzeigepflichtigen enthalten:
1. Jahresabschlisse und, sofern diese aufzustellen sind oder freiwillig aufgestellt wurden,
Lageberichte der letzten drei Geschaftsjahre;

2. Berichte Uber die Jahresabschlusspriifung der letzten drei Geschéftsjahre, sofern diese auf Grund
gesetzlicher Bestimmungen durch einen Abschlussprufer zu priifen waren oder durch einen
Abschlussprifer gepruft wurden;

3. sonstige Unterlagen, die beim Firmenbuchgericht (§ 277 Abs. 1 UGB) oder beim zustidndigen
auslandischen Register gemeinsam mit den Jahresabschliissen gemaR Z 1 eingereicht werden
mussten;

4. wenn es sich beim Anzeigepflichtigen um eine natirliche Person handelt, eine aktuelle
Aufstellung ihrer Vermdgenswerte und Verbindlichkeiten, die nicht aus den Jahresabschlissen
und Lageberichten geméaR Z 1 hervorgehen.

Ist ein bilanzierender Anzeigepflichtiger in einen Konzern eingebunden, sind mit der Anzeige die
Informationen geméR Z 1 bis 3 auch fiir den Konzernabschluss des Gesamtkonzerns, soweit ein solcher
zu erstellen war oder tatsachlich erstellt worden ist, sowie fur den Teilkonzernabschluss des
Anzeigepflichtigen als Mutterunternehmen, soweit ein solcher Teilkonzernabschluss zu erstellen war oder
tatséchlich erstellt worden ist, vorzulegen.

(2a) War ein bilanzierungspflichtiger Anzeigepflichtiger nicht fir die wvergangenen drei
Geschéftsjahre zur Erstellung eines Jahresabschlusses verpflichtet, sind fir drei Geschaftsjahre,
beginnend mit dem laufenden Geschéftsjahr, Plan-Jahresabschliisse vorzulegen. Der Plan-Jahresabschluss
besteht aus Planbilanz, Plan-Gewinn- und -Verlustrechnung sowie Finanzplan und legt die zugrunde
gelegten Planungsannahmen offen. Fir jeden gemafl Abs.2 Z1 bis 3 vorgelegten Jahresabschluss
reduziert sich der Zeitraum, fur den Plan-Jahresabschliisse vorzulegen sind, um ein Jahr.

(3) Bei nicht bilanzierenden Anzeigepflichtigen muss die Darstellung gemé&R Abs. 1 folgende
Angaben und Unterlagen enthalten:

1. eine vollstandige Aufzdhlung und Beschreibung der Einkommensquellen,
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eine aktuelle Vermdgensaufstellung unter Angabe sémtlicher Verbindlichkeiten,

2a. eine aktuelle Aufstellung aller Sicherheiten und Blrgschaften, die vom Anzeigepflichtigen

3.

bestellt oder eingegangen worden sind oder die fur Verbindlichkeiten des Anzeigepflichtigen
bestellt oder eingegangen worden sind und

sofern eine Pflicht zur Abgabe einer Einkommensteuererkldrung besteht oder der
Anzeigepflichtige diese freiwillig abgegeben hat, die Einkommensteuererklarungen und
Einkommensteuerbescheide der letzten drei Kalenderjahre.

(4) Wurde die Bonitat des Anzeigepflichtigen von einer oder mehreren Ratingagenturen beurteilt, hat
der Anzeigepflichtige das jungste Rating jeder Ratingagentur anzugeben und jeweils durch
aussagekraftige Unterlagen der beurteilenden Ratingagentur zu belegen. Gleiches gilt in Bezug auf die
Bonitét der Gruppe, der der Anzeigepflichtige angehdrt sowie in Bezug auf die Unternehmen, Uber die
der Anzeigepflichtige, sofern dieser eine natiirliche Person ist, Kontrolle hat oder deren Geschafte er
fihrt. Liegen dem Anzeigepflichtigen die Unterlagen geméR Satz 1 nicht vor, hat er dies zu begriinden.

Finanzierung des Erwerbs, Offenlegung sémtlicher Vereinbarungen

8§ 13. (1) Der Anzeige ist eine aussagekréaftige Darstellung beizufiigen uber:

1.

2.

das Vorhandensein und die wirtschaftliche Herkunft der Eigen- und Fremdmittel, die fur den
Erwerb eingesetzt werden sollen;

samtliche im Zusammenhang mit dem beabsichtigten Erwerb getroffene Vereinbarungen und
Vertrage;

. gemeinsame Handlungen und angestrebte Vereinbarungen, jeweils mit Personen, die am

Zielunternehmen eine direkte oder indirekte Beteiligung halten oder erwerben;

. den Erwerbspreis gemall Abs. 3 und die Kriterien, anhand derer der Erwerbspreis bestimmt
wurde;
. sofern der Anzeigepflichtige eine direkte Beteiligung am Zielunternehmen erwirbt oder erhoht,

den Marktwert der Anteile des Zielunternehmens, jeweils vor und nach dem beabsichtigten
Erwerb. Die Kriterien, anhand derer der Marktwert bestimmt wurde, sind zu erldutern. Eine
Differenz zwischen Erwerbspreis gemdal Z 4 und Marktwert ist zu begriinden.

Die Angaben zu Z 1 bis 3 sind durch geeignete Nachweise zu belegen.

(2) Die Angaben uber das Vorhandensein und die wirtschaftliche Herkunft der Eigen- und
Fremdmittel gemaR Abs. 1 Z 1 haben zu enthalten:

1.

soweit Eigenmittel fir den Erwerb eingesetzt werden, Angaben zu Ursprung und Verfligbarkeit
der Mittel. Es ist durch geeignete Nachweise zu belegen, dass mit dem beabsichtigten Erwerb
kein Versuch der Geldwéscherei unternommen wird,;

. Angaben zu den Zahlungsmitteln sowie den Zahlungssystemen, die fiir den beabsichtigten

Erwerb verwendet werden sollen;

. wenn es sich beim Anzeigepflichtigen um eine juristische Person handelt, Angaben Uber den

Zugang des Anzeigepflichtigen zu Finanzmarkten, tber die Mittel erlangt worden sind oder
erlangt werden sollen, die zur Finanzierung des Erwerbs eingesetzt werden sollen, einschlieBlich
naherer Angaben Uber die dabei verwendeten Finanzinstrumente;

. im Hinblick auf Fremdmittel, die fiir den Erwerb eingesetzt werden sollen, Angaben zu Félligkeit

und sonstigen wesentlichen Vertragsbedingungen, zu Besicherungen, Birgschaften sowie zu den
Einnahmequellen, die verwendet werden sollen, um die Fremdmittel zurtickzuzahlen. Die
jeweiligen Glaubiger sind zu benennen. Wenn es sich bei den Glaubigern um keine Unternehmen
handelt, die durch Behérden in Mitgliedstaaten oder Drittstaaten beaufsichtigt werden, die fir die
Beaufsichtigung von Kreditinstituten, Versicherungs- oder Riickversicherungsunternehmen,
Zahlungsinstituten, E-Geld-Instituten, Wertpapierfirmen, sonstigen Finanzinstituten oder der
Finanzmadrkte zustandig sind, sind ndhere Angaben zum Ursprung der Fremdmittel zu machen;

. Informationen zu allen finanziellen Vereinbarungen des Anzeigepflichtigen mit anderen

Anteilsinhabern des Zielunternehmens;

.néhere  Angaben zu den Vermdgenswerten einschlieBlich Vermdgenswerten des

Zielunternehmens, die zur Finanzierung des beabsichtigten Erwerbs verduert werden sollen.

(3) Als Erwerbspreis im Sinne des Abs. 1 Z 4 ist anzugeben:

1.

wenn der Anzeigepflichtige eine direkte Beteiligung am Zielunternehmen erwirbt oder erhéht,
der Erwerbspreis der Beteiligung am Zielunternehmen;
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2. wenn der Anzeigepflichtige eine indirekte Beteiligung am Zielunternehmen erwirbt oder erhoht,
indem er eine sonstige direkte Beteiligung erwirbt oder erhdht, der Erwerbspreis fiir die direkt
erworbene oder erhéhte sonstige Beteiligung;

3. wenn der Anzeigepflichtige eine indirekte Beteiligung am Zielunternehmen erwirbt oder erhoht,
ohne dass er dabei eine sonstige direkte Beteiligung erwirbt oder erhéht, ist kein Erwerbspreis
anzugeben.

Geschéftsplan, Darstellung strategischer Ziele und Plane

8§ 14. (1) Wenn der Anzeigepflichtige durch den geplanten Erwerb oder die geplante Erhéhung der
qualifizierten Beteiligung Kapital- oder Stimmrechtsanteile von mehr als 50 vH am Zielunternehmen oder
anderweitig die Kontrolle (ber das Zielunternehmen erlangt, ist der Anzeige ein Geschaftsplan
beizufiigen, der die mit dem Erwerb oder der Erhohung der qualifizierten Beteiligung an dem
Zielunternehmen verfolgten strategischen Ziele und Plane des Anzeigepflichtigen beschreibt. Der
Geschéftsplan hat insbesondere aussagekraftige Angaben zur geplanten strategischen Entwicklung
(Abs. 2), zur geplanten Entwicklung der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage (Abs. 3) sowie zu den
Auswirkungen auf die Unternehmens- und Organisationsstruktur des Zielunternehmens (Abs. 4) zu
enthalten.

(2) Die Angaben zur geplanten strategischen Entwicklung haben allgemeine Ausflihrungen zu den
wesentlichen Zielen des Beteiligungserwerbs und den zur Zielerreichung geplanten MalRnahmen zu
enthalten. Diese umfassen insbesondere:

1. die geschéftsstrategischen Ziele und Uberlegungen fiir den Beteiligungserwerb;

2. die mittelfristigen Vermdgens-, Finanz- und Ertragsziele;

3. die angestrebten Synergieeffekte im Zielunternehmen;

4. die mogliche Neuausrichtung der Geschaftsaktivititen einschlieflich Neuausrichtungen bei
angebotenen Leistungen, Zielpublikum und der Neuzuweisung von Ressourcen mit
Auswirkungen auf das Zielunternehmen;

. eine geplante Anderung in der Finanzstruktur des Zielunternehmens;

6. allgemeine Vorgaben und Festlegungen flr die Einbeziehung und Integration des
Zielunternehmens in die Gruppenstruktur des Erwerbers. Dies hat eine Beschreibung der
wesentlichen angestrebten Geschéftsbeziehungen mit anderen Unternehmen der Gruppe sowie
eine Beschreibung der Grundsdtze und Verfahren zur Fihrung und Steuerung der
Unternehmensheziehungen innerhalb der Gruppe zu enthalten;

7. Ausfihrungen zur Bereitschaft und wirtschaftlichen Fahigkeit, dem Zielunternehmen zukinftig
weiteres Kapital, sofern dies notwendig wird, zur Verfiigung zu stellen.

(3) Die Angaben zur geplanten Entwicklung der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage umfassen die
Planbilanzen, die Plan-Gewinn- und Verlustrechnungen sowie die Finanzpléne flr jeweils die néchsten
drei Geschéftsjahre nach dem Erwerb oder der geplanten Erhéhung der qualifizierten Beteiligung sowohl
fiir das Zielunternehmen als auch fiir die Gruppe. Diese haben insbesondere

1. die prognostizierten Kapitalkennziffern,
la. die erwarteten aufsichtsrechtlichen Kapitalanforderungen und Solvabilitatsquoten,

2. die Angaben zur Hohe der voraussichtlichen Risikopositionen einschlieBlich Kreditrisiko,
Marktrisiko, operativem Risiko und sonstigen wesentlichen Risiken und

3. einen Ausblick auf geplante gruppeninterne Geschafte
zu enthalten.

(4) Die Angaben zu den Auswirkungen auf die Unternehmens- und Organisationsstruktur des
Zielunternehmens haben alle wesentlichen Auswirkungen des Erwerbs auf die Unternehmens- und
Organisationsstruktur des Zielunternehmens zu enthalten und dabei insbesondere Folgendes anzufiihren
und zu beschreiben:

1. die Zusammensetzung und Aufgabenbereiche der Unternehmensorgane und der von ihnen
eingesetzten  zentralen  Ausschiisse,  wobei —  soweit  vorhanden —  der
Unternehmensfiihrungsausschuss, der Risikoausschuss, der Prifungsausschuss und der
Vergutungsausschuss jedenfalls zu den zentralen Ausschissen zahlen;

2. die Rechnungslegungsmethoden und Leitungs-, Steuerungs- und Kontrollprozesse sowie
wesentliche Anderungen dieser Methoden und Verfahren. Diese Ausfiihrungen haben auch
Angaben zu wesentlichen Anderungen hinsichtlich der internen Revision, der Compliance-
Funktion, der Geldwéscheprévention und dem Risikomanagement sowie hinsichtlich

(62}
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Anderungen bei leitenden Mitarbeitern einschlieBlich des Leiters der internen Revision, des
Compliance-Beauftragten und des Leiters des Risikomanagements zu enthalten;

3. die eingesetzten IT-Systeme, die IT-Sicherheit sowie wesentliche Anderungen dieser Systeme
einschlieRlich Anderungen bei der Strategie zur Auslagerung von IT-Funktionen, beim
Datenflussdiagramm, bei der verwendeten internen und externen Software, bei den Verfahren
und Instrumenten zur Daten- und Systemsicherheit einschlieflich Datensicherung, bei den
Notfallplanen zur Gewahrleistung der Betriebskontinuitat und bei der Protokollierung;

4. die Grundsatze fir die Delegation und Auslagerung von Unternehmensaktivitaten und -prozessen
auf andere Unternehmen oder Personen, einschlieBlich Angaben zu den betroffenen
Geschéftsaktivitdten, zur  Auswahl der Dienstleister, zu den wesentlichen, in
Auslagerungsvertrdgen und in Prifungsvereinbarungen festzulegenden Rechten und Pflichten
und zur Qualitét der von den Dienstleistern erwarteten Leistungen.

(5) Wenn durch den geplanten Erwerb oder durch die geplante Erhéhung der qualifizierten
Beteiligung an dem Zielunternehmen Kapital- oder Stimmrechtsanteile von 20 vH bis 50 vH vom
Anzeigepflichtigen gehalten werden oder von diesem auf das Zielunternehmen ein damit vergleichbarer
Einfluss ausgetibt werden kann und der Anzeigepflichtige nach dem geplanten Erwerb oder der geplanten
Erhéhung der qualifizierten Beteiligung keine Kontrolle (iber das Zielunternehmen hat, sind der Anzeige
Dokumente beizufligen, die folgende Informationen beinhalten:

1. aussagekraftige Angaben zur geplanten strategischen Entwicklung geméal Abs. 2,
2. aussagekraftige Angaben geméaR Abs. 6 und
3. detaillierte Angaben tber Art und Ausmall der beabsichtigten zukiinftigen Einflussnahme auf die

finanzielle Ausstattung unter Berlicksichtigung der angestrebten Dividendenpolitik, auf die
strategische Entwicklung sowie auf die Ressourcenallokation des Zielunternehmens.

(6) Wenn durch den geplanten Erwerb oder durch die geplante Erhéhung der qualifizierten
Beteiligung an dem Zielunternehmen Kapital- oder Stimmrechtsanteile unter 20vH vom
Anzeigepflichtigen gehalten werden, vom Anzeigepflichtigen auf das Zielunternehmen kein Einfluss
ausgeiibt werden kann, der mit einer Beteiligung von 20 vH bis 50 vH vergleichbar ist, und der
Anzeigepflichtige nach dem geplanten Erwerb oder der geplanten Erhéhung der qualifizierten Beteiligung
keine Kontrolle uber das Zielunternehmen hat, dann hat die Anzeige folgende Informationen zu
beinhalten:

1. eine aussagekraftige Darstellung der allgemeinen strategischen Ziele, die mit dem Erwerb
verfolgt werden. Anzugeben ist hierbei insbesondere, wie lange die Anteile voraussichtlich
gehalten werden sollen und ob in einem absehbaren Zeitraum nach dem Erwerb die Anteilshéhe
verandert werden soll;

2. eine Darstellung zur beabsichtigten zukiinftigen Einflussnahme auf das Zielunternehmen unter
Angabe der Griinde hiefiir;

3. Ausflihrungen zur Bereitschaft und wirtschaftlichen Féhigkeit, dem Zielunternehmen zukinftig
weiteres Kapital, sofern dies notwendig wird, zur Verfligung zu stellen.*

14. In 8§15 werden die Verweise auf ,,BGBI. | Nr. 117/2015%, ,,BGBI. | Nr. 112/2015° und ,,BGBI. |
Nr. 68/2015% jeweils durch einen Verweis auf ,,BGBI. | Nr. 107/2017¢ ersetzt.
15. § 15 Abs. 3 lautet:

»(3) Soweit in dieser Verordnung auf das Unternehmensgesetzbuch — UGB, dRGBI. S 219/1897,
verwiesen wird, ist dieses in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 107/2017 anzuwenden.*
16. Nach 8§ 15 Abs. 6 werden folgende Abs. 7 bis 9 angefiigt:

»(7) Soweit in dieser Verordnung auf das Privatstiftungsgesetz — PSG, BGBI. Nr. 694/1993,
verwiesen wird, ist dieses in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 112/2015 anzuwenden.

(8) Soweit in dieser Verordnung auf das Aktiengesetz — AktG, BGBI. Nr. 98/1965, verwiesen wird,
ist dieses in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 107/2017 anzuwenden.

(9) Soweit in dieser Verordnung auf das Firmenbuchgesetz — FBG, BGBI. Nr. 10/1991, verwiesen
wird, ist dieses in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 60/2017 anzuwenden.*
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17. Nach § 15 wird folgender § 15a samt Uberschrift eingefiigt:
,,Ubergangsbestimmung
8 15a. 8 7 Abs. 5 ist in Verfahren gemaR Art. 4 Abs. 1 Buchstabe ¢ in Verbindung mit Art. 15 der
Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 nicht auf Informationen anzuwenden, die vor dem 5. November 2014 an
die FMA iibermittelt worden sind.*
18. Dem § 16 wird folgender Abs. 3 angefugt:

»(3) Die 881, 2, 4 und 5 bis 15a sowie die Anlagen 1 und 2 in der Fassung von Artikel 1 der
Verordnung BGBI. Il Nr. 255/2017 sind erstmals auf Anzeigen anzuwenden, die am 1. Oktober 2017
eingebracht werden.*

19. Die Anlage 1 lautet: (siehe Anlage)
20. Die Anlage 2 lautet: (siehe Anlage)

Artikel 2

1.In§1und §2 Z 1 wird der Verweis ,,8 11 Abs. 2 und 3 WAG 2007 jeweils durch den Verweis ,.§ 14
Abs. 1 und 2 WAG 2018 ersetzt.

2.1n 82 Z 2 wird der Verweis ,,§ 11 Abs. 2 oder 3 WAG 2007 durch den Verweis ,,§ 14 Abs. 1 oder 2
WAG 2018 ersetzt.

3. In 8 2 Z 3 wird der Verweis ,,§ 3 Abs. 1 WAG 2007 durch den Verweis ,,§ 3 Abs. 1 WAG 2018 und
der Verweis ,,§ 4 WAG 2007 durch den Verweis ,,§ 4 WAG 2018 ersetzt.

4.1In §4 Abs. 1 und 8 7 Abs. 1 wird der Verweis ,,.8 11 Abs. 2 WAG 2007 jeweils durch den Verweis
»$ 14 Abs. 1 WAG 2018 ersetzt.

5.1n §4 Abs. 2 und § 7 Abs. 4 wird der Verweis ,,§ 11 Abs. 3 WAG 2007 jeweils durch den Verweis
»$ 14 Abs. 2 WAG 2018 ersetzt.

6. In §7 Abs. 2 und Abs. 3 Z 1b wird der Verweis ,,§ 4 WAG 2007 jeweils durch den Verweis ,.§ 4
WAG 2018 ersetzt.

7.1n 87 Abs. 3 Z 1b wird der Verweis ,,§ 1 Z1 WAG 2007 durch den Verweis ,,§ 1 Z1 WAG 2018
ersetzt.

8. In 87 Abs. 3 Z2 wird der Verweis ,,Art. 4 Abs. 1 Nr. 1 der Richtlinie 2004/39/EG Uber Markte fur
Finanzinstrumente, zur Anderung der Richtlinien 85/611/EWG und 93/6/EWG des Rates und der
Richtlinie 2000/12/EG des Européischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie
93/22/EWG des Rates, ABI. Nr. L 145 vom 30.04.2004 S. 1, zuletzt berichtigt durch ABI. Nr. L 54 vom
22.02.2014 S. 23,“ durch den Verweis ,,Art. 4 Abs. 1 Nr. 1 der Richtlinie 2014/65/EU* ersetzt.
9. § 15 Abs. 4 lautet:

,»(4) Soweit in dieser Verordnung auf das Wertpapieraufsichtsgesetz 2018 — WAG 2018, BGBI. |
Nr. 107/2017, verwiesen wird, ist dieses in der Stammfassung anzuwenden.*
10. Dem § 16 wird folgender Abs. 4 angefligt:

»(4) Die 88 1, 2, 4, 7 und 15 sowie die Anlagen 1 und 2 in der Fassung von Artikel 2 der VVerordnung
BGBI. 11 Nr. 255/2017 treten mit 3. Janner 2018 in Kraft.“

11. In den Anlagen 1 und 2 wird der Verweis ,,Richtlinie 2004/39/EG* jeweils durch den Verweis
,,Richtlinie 2014/65/EU* ersetzt.

Ettl Kumpfmiller

www.ris.bka.gv.at



	BUNDESGESETZBLATT
	Artikel 1
	1. In § 1 und § 2 Z 1 wird der Verweis „§ 8 Abs. 1 E-Geldgesetz 2010 in Verbindung mit § 20 Abs. 1 und 2 BWG“ jeweils mit „§ 8 Abs. 1 E-Geldgesetz 2010“ ersetzt.
	2. In § 2 Z 2 wird der Verweis „§ 8 Abs. 1 E-Geldgesetz 2010 in Verbindung mit § 20 Abs. 1 oder 2 BWG“ mit „§ 8 Abs. 1 E-Geldgesetz 2010“ ersetzt.
	3. Dem § 2 werden folgende Z 6 bis 8 angefügt:
	4. In § 4 Abs. 1 wird der Verweis „§ 8 Abs. 1 E-Geldgesetz 2010 in Verbindung mit § 20 Abs. 1 BWG“ mit „§ 8 Abs. 1 E-Geldgesetz 2010“ ersetzt.
	5. In § 4 Abs. 2 wird der Verweis „§ 8 Abs. 1 E-Geldgesetz 2010 in Verbindung mit § 20 Abs. 2 BWG“ mit „§ 8 Abs. 1 E-Geldgesetz 2010“ ersetzt.
	6. § 5 lautet:
	7. In § 6 wird das Wort „Zweckvermögen“ durch das Wort „Trusts“ ersetzt.
	8. § 7 lautet:
	9. § 8 Abs. 1 Z 3 bis 5 lautet:
	10. § 8 Abs. 1 Z 7 lautet:
	11. § 8 Abs. 2 lautet:
	12. Dem § 8 werden folgende Abs. 3 bis 5 angefügt:
	13. Die §§ 9 bis 14 samt Überschriften lauten:
	14. In § 15 werden die Verweise auf „BGBl. I Nr. 117/2015“, „BGBl. I Nr. 112/2015“ und „BGBl. I Nr. 68/2015“ jeweils durch einen Verweis auf „BGBl. I Nr. 107/2017“ ersetzt.
	15. § 15 Abs. 3 lautet:
	16. Nach § 15 Abs. 6 werden folgende Abs. 7 bis 9 angefügt:
	17. Nach § 15 wird folgender § 15a samt Überschrift eingefügt:
	18. Dem § 16 wird folgender Abs. 3 angefügt:
	19. Die Anlage 1 lautet: (siehe Anlage)
	20. Die Anlage 2 lautet: (siehe Anlage)

	Artikel 2
	1. In § 1 und § 2 Z 1 wird der Verweis „§ 11 Abs. 2 und 3 WAG 2007“ jeweils durch den Verweis „§ 14 Abs. 1 und 2 WAG 2018“ ersetzt.
	2. In § 2 Z 2 wird der Verweis „§ 11 Abs. 2 oder 3 WAG 2007“ durch den Verweis „§ 14 Abs. 1 oder 2 WAG 2018“ ersetzt.
	3. In § 2 Z 3 wird der Verweis „§ 3 Abs. 1 WAG 2007“ durch den Verweis „§ 3 Abs. 1 WAG 2018“ und der Verweis „§ 4 WAG 2007“ durch den Verweis „§ 4 WAG 2018“ ersetzt.
	4. In § 4 Abs. 1 und § 7 Abs. 1 wird der Verweis „§ 11 Abs. 2 WAG 2007“ jeweils durch den Verweis „§ 14 Abs. 1 WAG 2018“ ersetzt.
	5. In § 4 Abs. 2 und § 7 Abs. 4 wird der Verweis „§ 11 Abs. 3 WAG 2007“ jeweils durch den Verweis „§ 14 Abs. 2 WAG 2018“ ersetzt.
	6. In § 7 Abs. 2 und Abs. 3 Z 1b wird der Verweis „§ 4 WAG 2007“ jeweils durch den Verweis „§ 4 WAG 2018“ ersetzt.
	7. In § 7 Abs. 3 Z 1b wird der Verweis „§ 1 Z 1 WAG 2007“ durch den Verweis „§ 1 Z 1 WAG 2018“ ersetzt.
	8. In § 7 Abs. 3 Z 2 wird der Verweis „Art. 4 Abs. 1 Nr. 1 der Richtlinie 2004/39/EG über Märkte für Finanzinstrumente, zur Änderung der Richtlinien 85/611/EWG und 93/6/EWG des Rates und der Richtlinie 2000/12/EG des Europäischen Parlaments und des Ra...
	9. § 15 Abs. 4 lautet:
	10. Dem § 16 wird folgender Abs. 4 angefügt:
	11. In den Anlagen 1 und 2 wird der Verweis „Richtlinie 2004/39/EG“ jeweils durch den Verweis „Richtlinie 2014/65/EU“ ersetzt.


